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Abréviations

EJPD Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement
EFD Eidgenössisches Finanzdepartement
UVEK Eidgenössisches Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und

Kommunikation
VBS Eidgenössische Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und

Sport
AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung
FK-NR Finanzkommission des Nationalrats
LPK-NR Legislaturplanungskommission des Nationalrates
ALV Arbeitslosenversicherung
FK-SR Finanzkommission des Ständerates
IV Invalidenversicherung
EDI Eidgenössisches Departement des Inneren
SNF Schweizerischer Nationalfonds zur Förderung der wissenschaftlichen

Forschung
BIP Bruttoinlandsprodukt
ASTRA Bundesamt für Strassen
BIF Bahninfrastrukturfonds
SBB Schweizerische Bundesbahnen
BBL Bundesamt für Bauten und Logistik
IKT Informations- und Kommunikationstechnologien
WAK-NR Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats
NFA Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung

DFJP Département fédéral de justice et police
DFF Département fédéral des finances
DETEC Département fédéral de l'environnement, des transports, de l'énergie et

de la communication
DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et

des sports
AVS Assurance-vieillesse et survivants
CdF-CN Commission des finances du Conseil national
CPL-CN Commission spéciale «Programme de législature» du Conseil national
AC assurance-chômage
CdF-CE Commission des finances du Conseil des Etats
AI Assurance-invalidité
DFI Département fédéral de l'intérieur
FNS Fonds national suisse de la recherche scientifique
PIB Produit intérieur brut
OFROU Office fédéral des routes
FIF Fonds d'infrastructure ferroviaire
CFF Chemins de fer fédéraux suisses
OFCL Office fédéral des constructions et de la logistique
TIC Technologies de l'information et de la communication
CER-CN Commission de l'économie et des redevances du Conseil national
RPT Réforme de la péréquation et de la répartition des tâches
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Chronique générale

Eléments du système politique

Institutions et droits populaires

Organisation de l’administration fédérale

Äusserst knapp mit 98 zu 93 Stimmen (keine Enthaltungen) nahm der Nationalrat eine
Motion Sollberger (svp, BL) an, mit welcher der Bund zum  Sparen bei der
Zentralverwaltung aufgefordert wird. Konkret soll die Regierung Massnahmen zur
Reduktion der Zentralverwaltung ergreifen. Es gehe nicht an, dass dauernd „an der
Front“, nicht aber in der zentralen Verwaltung gespart werde. Sollberger nannte etwa
das Beispiel der Grenzwächter, der Zollstellen oder der Lehrer, bei denen gespart
werde, obwohl es in der Verwaltung, insbesondere bei Stabs- und Unterstützungsstellen
wesentlich mehr Sparpotenzial gebe, wenn man Ineffizienz und Doppelspurigkeiten
bekämpfen wolle. 
Bundesrat Maurer wies in der Ratsdebatte darauf hin, dass es auch die
Parlamentarierinnen und Parlamentarier selber seien, die mit immer mehr Vorstössen,
aber auch mit persönlichen Anfragen, zu einem Ausbau der Verwaltungsstäbe
beitrügen, von denen diese Anfragen in der Regel beantwortet werden. Der Bundesrat
sei zwar gegen die Motion, er selber gehe aber davon aus, dass die Motion in diesem Rat
angenommen werde. Er wolle aber davor warnen, dass dann der Service der Verwaltung
auch entsprechend weniger umfassend sei, auch wenn – dies gestand Maurer nach
einer entsprechenden Frage von Parteikollege Adrian Amstutz (svp, BE) ein – punkto
Ausführlichkeit der Berichte durchaus noch Potenzial bestehe, sich auf das
Wesentliche zu beschränken. Man gehe den Sparmöglichkeiten in der Verwaltung
zudem bereits im Rahmen der überwiesenen Motion 15.3494 nach. 1

MOTION
DATE: 06.03.2018
MARC BÜHLMANN

Im Unterschied zum Nationalrat fand die Motion Sollberger (svp, BL), die das Sparen bei
der Zentralverwaltung verlangte, im Ständerat keine Gnade. Kommissionssprecher
Hannes Germann (svp, SH) wiederholte die Argumente des Bundesrats, der bekanntlich
bereits daran sei, Sparmassnahmen in der Bundesverwaltung zu prüfen. Die Motion
würde also offene Türen einrennen, aber den Handlungsspielraum der Regierung
hinsichtlich Personalmanagement unnötig weiter einschränken. Der Rat folgte diesem
Votum ohne Diskussion und lehnte die Motion ab. 2

MOTION
DATE: 07.06.2018
MARC BÜHLMANN

Personnel de l’administration fédérale

Ende Februar 2020 zog die FK-NR eine von ihr im November 2019 eingereichte Motion
zurück, mit der ein Wachstumsstopp für die Bundesverwaltung hätte angestrebt
werden sollen. Die Motion hätte vom Bundesrat verlangt, die Personalausgaben bei CHF
6 Mrd. und 37'500 Vollzeitäquivalenten zu deckeln. Die Personalkosten seien innert
sechs Jahren von CHF 4.555 Mrd. (2014) auf 6.039 Mrd. (Voranschlag 2019) gewachsen.
Dieses ungebremste Wachstum müsse gestoppt werden, hatte die Kommission noch im
November begründet. 
In seiner Stellungnahme wiederholte der Bundesrat, was er bei ähnlichen Forderungen
(z.B. Mo. 15.3494; Mo. 18.4090) immer wieder betont habe, dass nämlich eine
Plafonierung die Idee eines Globalbudgets ausheble und Flexibilität bei
Ressourcenplanung und Ressourceneinsatz verunmögliche. Die Regierung sei bestrebt,
den Stellenbestand stabil zu halten, die Motion sei aber zu starr und nicht umsetzbar. 
Nicht dieser magistrale Antrag auf Ablehnung der Motion war schliesslich
ausschlaggebend für den Rückzug des Vorstosses, sondern der Umstand, dass die FK-
NR nun der Meinung war, dass die Idee des Vorstosses die «politischen
Mehrheitsverhältnisse nach dem Legislaturwechsel nicht mehr abbildet», wie sie in
ihrer Medienmitteilung Anfang März kommunizierte. Die Unterstützung der FDP und der
SVP, die bei den Wahlen 2019 die knappe Ratsmehrheit verloren hatten, würde wohl für
eine Annahme der Motion nicht mehr ausreichen, war dabei die Überlegung. 3

MOTION
DATE: 02.03.2020
MARC BÜHLMANN
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Aufgrund der Folgen verschiedener Krisen – etwa die Covid-19-Pandemie, der Ukraine-
Krieg, die Energieknappheit oder die explodierenden Gesundheitskosten – müssten nun
alle «den Gürtel enger schnallen», forderte Thomas Burgherr (svp, AG) im August 2022
mit einer Motion. Konkret müsse die Bundesverwaltung Einsparungen hinsichtlich
Personalausgaben sowie für externe Dienstleistungen vornehmen. Es sei dem
Bundesrat freigestellt, ob dies durch Reduktion der Personalzahlen oder durch
Lohnkürzungen erreicht wird, so Burgherr in der Begründung seines Vorstosses. Es
müsse aber ein Zeichen dafür gesetzt werden, dass nicht nur Bürgerinnen und Bürger,
sondern auch der Staat spare.
In seiner Antwort betonte der Bundesrat, dass er trotz gestiegener Anforderungen an
die Bundesverwaltung seit jeher sparsam mit den Mitteln umgehe und eine
zurückhaltende Personalpolitik betreibe. Um «dem Gebot der Sparsamkeit»
nachzukommen, würden Aufgaben laufend überprüft. Der Bundesrat beantragte die
Ablehnung der Motion und Thomas Burgherr zog sie Anfang Mai 2023 zurück. 4

MOTION
DATE: 02.05.2023
MARC BÜHLMANN

Mit einer Reihe von Vorstössen wollte die SVP-Fraktion die Bundesausgaben
reduzieren. Viel Potenzial versprach sie sich dabei von Einsparungen beim
Bundespersonal. Mit einer entsprechenden Motion forderte die Partei im September
2022, die Zahl der Angestellten auf 35'000 Vollzeitstellen zu reduzieren und die
Personalausgaben innerhalb von vier Jahren von «über sechs Milliarden Franken» auf
CHF 5 Mrd. zu senken, wie Mike Egger (svp, SG) für seine Fraktion während der Debatte
in der Sondersession 2023 ausführte. Der öffentliche Sektor umfasse aktuell (inklusive
Kantone) fast eine Million Beschäftigte (etwa ein Viertel aller Arbeitskräfte in der
Schweiz) und sei in den letzten zehn Jahren mit 13 Prozent stärker gewachsen als die
Privatwirtschaft (8% Wachstum). Im Vergleich seien auch die Durchschnittslöhne in der
Bundesverwaltung deutlich stärker gestiegen. Im Schnitt verdienten
Verwaltungsangestellte CHF 126'000, während der mittlere Lohn «bei privaten Firmen»
lediglich CHF 89'000 betrage. Mit entsprechendem Spardruck solle denn auch der
Verzerrung auf dem Arbeitsmarkt begegnet werden, denn während es der
Privatwirtschaft an Fachkräften mangle, habe der Bund diesbezüglich aufgrund der
hohen Löhne kaum Probleme. Dies zwinge die Unternehmen, «an der Lohnschraube zu
drehen», was deren Wettbewerbsfähigkeit reduziere. 
Es handle sich beim Bund in vielen Fällen um Monopolberufe, wandte Barbara Gysi (sp,
SG) ein und auch Finanzministerin Karin Keller-Sutter hob diesen Punkt hervor, als sie
die ablehnende Haltung des Bundesrats gegenüber der Motion begründete:
Sicherheitsberufe beim Fedpol, der Grenzsicherheit oder beim Nachrichtendienst
könnten nicht einfach eingespart werden und stünden als hoheitliche Aufgaben des
Bundes auch nicht im Wettbewerb mit der Privatwirtschaft. Würde die Motion
angenommen, dann müssten nicht nur solche Monopolberufe gestrichen werden,
sondern Einsparungen von «insgesamt 1.5 Milliarden Franken» innerhalb von vier
Jahren gemacht werden, was etwa den Personalausgaben des EDI, des EJPD und des
UVEK zusammen entspreche. «Es wären also sozusagen drei Departemente
einzusparen», so die St. Galler Magistratin. Sie weise zudem gerne darauf hin, dass die
Personalausgaben in den letzten Jahren trotz gestiegener Anforderungen gemessen an
den Gesamtausgaben stabil bei acht Prozent geblieben seien. In der schriftlichen
Begründung hatte der Bundesrat zudem angemerkt, dass das Parlament zuerst die
Verwaltungsaufgaben reduzieren müsste, bevor bei der Verwaltung gespart werden
könne. Im Moment sei aber eher das Gegenteil der Fall.
Mit Ausnahme der geschlossenen SVP-Fraktion stimmten alle Nationalratsmitglieder
gegen die Motion, die damit mit 137 zu 50 Stimmen (5 Enthaltungen) abgelehnt wurde. 5

MOTION
DATE: 02.05.2023
MARC BÜHLMANN

Armée
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Organisation militaire

Une commission du Conseil des Etats a demandé sous la forme d’une motion que le
gouvernement maintienne le niveau des dépenses des secteurs de l’armée et de la
protection de la population tel qu'il a été fixé dans le plan financier sous revue. Cette
perspective devrait rester en vigueur jusqu'à une décision définitive sur la structure
d’«Armée XXI» et sur l'avenir de la protection civile. Après ratification de la motion par
le Conseil fédéral, celle-ci a été accepté par les deux Chambres. Toutefois, le
Département des finances a élevé la voix pour demander à Adolf Ogi d’envisager des
économies en termes de frais administratifs au sein du DDPS. La quote-part des
dépenses d’exploitation serait ainsi passé de 47% en 1990 à 60% dix ans plus tard. Le
Département de la défense a rétorqué en retour avoir réduit de 8211 postes son
personnel sur la même période, remplissant ainsi un objectif important d’Armée 95.
Ces chiffres ont été immédiatement contestés par Kaspar Villiger qui a rappelé que
cette réduction touche essentiellement le personnel des entreprises d’armement
nouvellement privatisées, ne portant qu’à 4'459 le nombre d’emplois supprimés. Sur ce
chiffre, plus de la moitié (2'321 postes) représentent des suppressions d’emploi
réalisées dans ces mêmes entreprises d’armement, avant leur privatisation. Avec 81
instructeurs et 167 maîtres spécialisés de plus qu’en 1990 – alors que les jours de
service ont entre temps diminués de moitié – l’administration militaire demeure
encore trop fournie aux yeux du DFF. Par ailleurs, le calcul des dépenses de la troupe
pour l’exercice 1999 (logement, nourriture, solde, transport) s’est élevé à CHF 211.7
millions, soit une hausse de 10% par rapport à l’année précédente. Près de 225'000
Suisses ont effectué leurs obligations militaires, ce qui représente plus de 6.5 millions
de jours de service, dont 300'000 consacrés à l’encadrement de réfugiés ou à la
surveillance des missions diplomatiques. 6

MOTION
DATE: 03.10.2000
FRANÇOIS BARRAS

Finances publiques

Régime financier et dépenses

Mir der Motion „Gebundene Ausgaben reduzieren" erhoffte sich die FK-NR vom
Bundesrat Vorschläge dazu, wie die stark gebundenen Bundesausgaben um 5 bis 10
Prozent reduziert werden können. Diese würden gemäss dem Bericht „Gebundene
Ausgaben des Bundes" der Finanzverwaltung zwischen 2016 und 2020 von 50 Prozent
auf 64 Prozent – also um fast ein Drittel – ansteigen. Ihr zunehmender Anteil am
Bundeshaushalt schränke den Handlungsspielraum des Parlaments zum Nachteil der
Bereiche mit schwach gebundenen Aufgaben – genannt werden der Eigenbereich des
Bundes, die Landwirtschaft, die Armee sowie die Bildung – ein. Der Bundesrat solle
ausführliche Vorschläge mit konkreter Projektplanung, Meilensteinen und Zeitplänen
ausarbeiten, welche die Reduktion dieser gebundenen Ausgaben zum Ziel haben. 
Der Bundesrat erklärte die steigenden Anteile der gebundenen Ausgaben durch neu
beschlossene Ausgabenbindungen, insbesondere durch die Projekte BIF, NAF und die
Reform der Altersvorsorge. Er anerkenne jedoch die Problematik des schwindenden
Handlungsspielraums und schlage daher Annahme der Motion vor. Kurzfristig erachte er
aber die Reduktion der gebundenen Ausgaben um 5 bis 10 Prozent als nicht realisierbar.
Um mittelfristige Reduktionen erzielen zu können, seien verschiedene grössere
Reformprojekte nötig, die Gesetzes- und Verfassungsänderungen beinhalteten. Die
Motion sei somit lediglich längerfristig umsetzbar. Als erster Schritt sei aber bereits ein
Vorgehenskonzept zur Erarbeitung struktureller Reformen geplant. 
In der Nationalratsdebatte lobte Hans-Ulrich Bigler (fdp, ZH) einerseits die bisherigen
Bemühungen des Bundesrates, der bei der Armasuisse, beim BBL, beim Astra und bei
den SBB die Kosten um 5 Prozent, bei der IKT durch Synergiegewinne um jährlich 2,5
Prozent senken will. Er betonte aber auch, dass dies bei Weitem nicht genüge. Die von
der Motion angegebene Grössenordnung der Reduktionen sei einzuhalten. Eine
Minderheit der FK-NR unterstützte die Motion nicht. Alois Gmür (cvp, SZ) betonte in
deren Namen, dass der Anstieg der gebundenen Ausgaben auf Volksentscheiden beruhe
und entsprechend im Sinne der Stimmbürgerschaft sei. Zudem tendiere das Parlament
dazu, höhere gebundene Ausgaben zu beschliessen als der Bundesrat. Seine Minderheit
mache sich entsprechend Sorgen, dass diese Motion dazu führe, dass in Zukunft an den
falschen Orten – zum Beispiel bei AHV, IV oder den Prämienverbilligungen – gespart
werden müsse. Da zudem die Ziele der Motion nicht erreicht werden können, stelle sie
die Glaubwürdigkeit des Parlaments in Frage. Diese Besorgnis teilte die Mehrheit des
Nationalrats nicht und nahm die Motion mit 107 zu 63 Stimmen (keine Enthaltungen)
an. 7

MOTION
DATE: 30.03.2017
ANJA HEIDELBERGER
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In der Herbstsession behandelte der Ständerat die Motion „Gebundene Ausgaben
reduzieren” der nationalrätlichen Finanzkommission. Brigitte Häberli-Koller (cvp, TG)
erklärte im Namen der Mehrheit der FK-SR, dass eine Annahme der Motion „als
wichtiges politisches Signal zugunsten der Bemühungen des Bundesrates“ zu verstehen
sei, da sich dieser der Thematik bereits annehme. Dieses Vorgehen kritisierte Roberto
Zanetti (sp, SO) als parlamentarischen Leerlauf, indem er daran erinnerte, dass eine
Motion das Ziel habe, den Bundesrat zum Handeln aufzufordern. Inhaltlich kritisierte er
den Vorschlag als mutlos, weil das Parlament darauf verzichte, die geforderten
Einsparungen von CHF 2 bis 4 Mrd. selbst vorzunehmen und stattdessen „den
Schwarzen Peter dem Bundesrat [zuspiele]“. Paul Rechsteiner (sp, SG) befürchtete, dass
das Ziel der Vorlage vor allem darin bestehe, vom Parlament gemachte und vom Volk
bestätigte Beschlüsse infrage zu stellen. Dies mache vor allem dann keinen Sinn, wenn
man die überaus gute Verfassung des Bundeshaushalts in Betracht ziehe.
Finanzminister Maurer betonte diesbezüglich, dass der Schweizer Bundeshaushalt zwar
im internationalen Vergleich gut dastehe, dass aber der hohe und vor allem steigende
Anteil der gebundenen Ausgaben den Handlungsspielraum von Parlament und
Regierung immer stärker einschränke. Um einen langfristig geordneten Haushalt
sicherzustellen, bedürfe es der Suche nach neuen Lösungen – entsprechend habe sich
der Bundesrat für die Annahme der Motion ausgesprochen. In diesem Sinne stimmte
die Mehrheit des Ständerats und nahm die Motion mit 27 zu 15 Stimmen (0
Enthaltungen) an. 8

MOTION
DATE: 19.09.2017
ANJA HEIDELBERGER

Im Dezember 2017 reichte die SVP-Fraktion zwei Motionen ein, mit denen der
Staatshaushalt des Bundes durch Analyse und Reduktion der gebundenen Ausgaben
sowie durch eine umfassende Aufgabenprüfung bei den Staatsausgaben (Mo. 16.3972)
wieder ins Lot gebracht werden sollte. Erstere Motion beinhaltete einen Auftrag an den
Bundesrat, die gebundenen Ausgaben zu analysieren und mittels Gesetzesrevision bis
zum Voranschlag 2022 von 56 Prozent (2016) um mindestens 5 Prozent – wobei nicht
ganz klar wurde, ob Prozent oder Prozentpunkte gemeint sind – zu senken. Die
zweckgebundenen Ausgaben, die insbesondere bei der Altersvorsorge (100%) und dem
Verkehr (ab 2018 75%) hohe Anteile aufweisen, würden zunehmend die Ausgaben in
denjenigen Bereichen, in denen geringere Anteile zweckgebunden sind – zum Beispiel
in der Landwirtschaft und der Landesverteidigung (3-10 Prozent) – verdrängen, lautete
die Begründung. Dadurch sinke auch der finanzpolitische Steuerungseinfluss des
Parlaments. 
Der Bundesrat bestätigte, dass der Anteil gebundener Ausgaben bis 2020 auf „deutlich
über 60 Prozent der Gesamtausgaben“ ansteigen werde, was aber nicht auf ein
Wachstum der Ausgaben, sondern auf neue, durch das Parlament beschlossene
Ausgabenbindungen (BIF, NAF, Netzzuschlagsfonds) in der Höhe von über 11
Prozentpunkten zurückzuführen sei. Zudem müsse unterschieden werden zwischen
gebunden Ausgaben, die schneller wüchsen als ihre Einnahmen – zum Beispiel bei den
Sozialversicherungen –, und einnahmeabhängigen und gegenfinanzierten
Ausgabenbindungen. Letztere würden zwei Drittel aller gebundenen Ausgaben
ausmachen und stellten keine Gefahr für die schwächer gebundenen Ausgaben dar. Die
geforderte Reduktion der gebundenen Ausgaben auf 50 Prozent der Gesamtausgaben
bezeichnete der Bundesrat jedoch als nicht umsetzbar. Eine solche Reduktion um
beinahe 15 Prozentpunkte sei nur durch Kürzung oder Flexibilisierung der gebundenen
Beiträge möglich, was jedoch mittel- und langfristig die Finanzierung der
entsprechenden Projekte gefährde oder die Kosten auf die Kantone abschiebe.
Bedacht werden müsse – wie Finanzminister Maurer dem Nationalrat in der
Frühjahrssession 2018 erläuterte – auch, dass der Bundesrat einen Grossteil der
gebunden Ausgaben nicht beeinflussen könne: Von den 56 Prozent stark gebundenen
Ausgaben stellten 25 Prozent Beiträge an die Sozialversicherungen und 5 Prozent
Anteile der Sozialversicherungen an den Bundeseinnahmen dar; 15 Prozent seien
durchlaufende Beträge an die Kantone, zum Beispiel Steuern, Schuldzinsen oder
Beiträge an den Finanzausgleich; 6 Prozent gehörten zur Einlage des Bundes in den BIF;
hinzu kämen auch Kosten von Behörden, Gerichten oder dem Parlament. Reduzieren
könne der Bundesrat somit lediglich die Personalausgaben, die 7.8 Prozent der stark
gebundenen Ausgaben ausmachten. Dies sei aber ein so geringer Anteil, dass selbst
grosse Reduktionen kaum Auswirkungen auf das Budget hätten. Dennoch betonte
Maurer, dass der Bundesrat die Sorge bezüglich der finanziellen Flexibilität aufgrund
der gebundenen Ausgaben teile und deshalb strukturelle Reformen im gesamten
Aufgabenspektrum des Bundes prüfe. Eine Expertengruppe des EFD untersuche zudem,
wie strukturelle Überschüsse den Handlungsspielraum vergrössern könnten. Als ersten
Schritt empfahl Maurer dem Rat jedoch, keine neuen gebundenen Ausgaben zu
schaffen. Von diesen Einwänden liess sich der Nationalrat jedoch nicht überzeugen und

MOTION
DATE: 28.02.2018
ANJA HEIDELBERGER
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nahm die Motion mit 104 zu 90 Stimmen und 3 Enthaltungen an. Dabei setzten sich die
geschlossen stimmenden SVP- und FDP-Fraktionen sowie 4 CVP-Mitglieder gegen den
Widerstand der übrigen Fraktionen durch. 9

Im Dezember 2017 reichte die SVP-Fraktion zwei Motionen ein, mit denen der
Staatshaushalt des Bundes durch eine umfassende Aufgabenprüfung bei den
Staatsausgaben sowie durch Analyse und Reduktion der gebundenen Ausgaben (Mo.
16.3975) wieder ins Lot gebracht werden sollte. Der Bundesrat soll demnach die
eidgenössischen Staatsaufgaben überprüfen und aufzeigen, auf die Erbringung welcher
Aufgaben die Eidgenossenschaft in Zukunft verzichten könnte. Dadurch soll die
Staatsquote um mindestens 5 Prozent reduziert werden, ohne dass es zu Aufgaben-
oder Kostenverlagerungen auf die Kantons- oder Gemeindeebene kommt. Die SVP-
Fraktion erachtete es als nötig, dass man – wie in der Privatwirtschaft üblich – auch
beim Staat die bestehenden Aufgaben hinterfrage. Dies sei aber weder beim
Konsolidierungsprogramm 2012-2013, noch beim Konsolidierungs- und
Aufgabenüberprüfungspaket 2014 oder beim Stabilisierungsprogramm 2017-2019
geschehen. Der Bundesrat beantragte die Motion zur Ablehnung und erklärte, die
Ausgabenquote des Bundes sei seit dem Jahr 2000 stabil, die Ausgaben wüchsen also
gleich schnell wie die Wirtschaft. Eine Senkung der Ausgabenquote um 5 Prozent würde
jährliche Kürzungen der Bundesausgaben um CHF 3.7 Mrd. bedingen. Da die Ausgaben
in vielen Bereichen kaum oder nur schwierig reduziert werden könnten, würden die
Kürzungen einzelne Aufgabengebiete sehr stark treffen und hätten dort „einen
namhaften Leistungsabbau zur Folge”. Dies widerspreche auch den Entscheidungen des
Parlaments, das die Mittel in allen grossen Aufgabenbereichen des Bundes erhöht und
die vom Bundesrat vorgelegten Sparprogramme reduziert habe. Da der Bundesrat den
Bedarf einer Entlastung des Haushalts anerkenne, plane er, strukturelle Reformen im
gesamten Aufgabenspektrum in die Wege zu leiten, und lasse er Möglichkeiten prüfen,
wie er strukturelle Überschüsse im Budget verwenden dürfe. Schliesslich bedürften
grössere Aufgabenverzichte aufgrund der Einheit der Materie einzelne, vom Parlament
separat beratene Gesetzesvorlagen. Diese Argumentationen überzeugten die Mehrheit
des Nationalrats – bestehend aus den geschlossen stimmenden SVP- und FDP-
Fraktionen sowie aus einer Minderheit der BDP-Fraktion – nicht: Mit 101 zu 94 Stimmen
nahm die grosse Kammer die Motion an. 10

MOTION
DATE: 28.02.2018
ANJA HEIDELBERGER

In der Sommersession 2018 behandelte der Ständerat die Motion der SVP-Fraktion zur
Analyse und Reduktion der gebundenen Ausgaben. Im März 2018 hatte sich bereits die
FK-SR mit der Motion auseinandergesetzt und diese der kleinen Kammer zur Ablehnung
empfohlen. Die Kommission argumentierte, dass der Bundesrat bereits dabei sei, die
Motion 17.3259 der FK-NR umzusetzen. Diese beinhalte ebenfalls einen Auftrag,
verschiedene Möglichkeiten zur Reduktion der gebundenen Ausgaben vorzulegen, ohne
jedoch eine zeitliche Einschränkung vorzusehen. Der Ständerat folgte dem
Kommissionsantrag stillschweigend und lehnte die Motion ab. 11

MOTION
DATE: 07.06.2018
ANJA HEIDELBERGER

Ausführlichere Diskussionen als zur anderen, zeitgleich eingereichten Motion der SVP-
Fraktion zur Analyse und Reduktion der gebundenen Ausgaben führten die FK-SR sowie
der Ständerat zur Motion für eine umfassende Aufgabenprüfung bei den
Staatsausgaben. Zuerst entschied die FK-SR, den letzten Satz der Motion zu streichen,
da ihr nicht klar war, ob dieser eine Reduktion der Staatsausgaben um fünf Prozent
oder um fünf Prozentpunkte beinhaltete. Dieser modifizierte Vorschlag scheiterte
jedoch mit 5 zu 4 Stimmen bei einer Enthaltung in der Kommission, worauf eine
Minderheit Hösli (svp, GL) Annahme der vom Nationalrat gutgeheissenen Version
beantragte, da Kommissionsminderheiten im Zweitrat keine geänderten Versionen
einreichen können.
Die Kommissionsmehrheit begründete ihre ablehnende Haltung damit, dass das
Parlament zwar Sparen im Allgemeinen üblicherweise befürworte, konkrete
Sparvorhaben aber jeweils am Widerstand der betroffenen Kreise scheiterten. In der
Ständeratsdebatte bekräftige Finanzminister Maurer letzteren Punkt noch einmal: So
hätte man in derselben Woche bei der Debatte um Agroscope mit einer kleinen
Korrektur einen grossen Effizienzgewinn erzielen können, aber durch Annahme der
Motion darauf verzichtet. Er bat daher den Rat darum, die Motion der SVP-Fraktion
abzulehnen und stattdessen bei den geplanten strukturellen Reformen mit 62
konkreten Massnahmen Hand zu bieten. Der Ständerat folgte diesem Antrag und lehnte
die Motion mit 16 zu 23 Stimmen ab. 12

MOTION
DATE: 07.06.2018
ANJA HEIDELBERGER
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Plan financier et mesures d'assainissement

Als unrealistisch erachteten Bundesrat und eine klare Mehrheit des Nationalrats eine
Motion der Freiheits-Partei (Mo. 94.3401), die als Grundlage für die Budgetierung der
kommenden Jahre die Rechnung des Jahres mit dem letzten positiven Abschluss, also
1988, forderte. Auch eine von 1993 datierende Motion Giezendanner (fp, AG) (Mo.
93.3590), die den Bund zu einem Steuer- und Abgabenstopp bis Ende 1997 verpflichten
wollte, wurde vom Nationalrat, mit 39 zu 73 Stimmen, abgelehnt. Er folgte damit dem
Bundesrat, der im vorgeschlagenen «Moratorium» ein Hindernis für allfällige
Steuerreformen im Rahmen des Programms zur marktwirtschaftlichen Erneuerung
sah. 13

MOTION
DATE: 14.03.1995
EVA MÜLLER

Bereits vorher hatte der Nationalrat mit 104 zu 45 Stimmmen aber eine Motion seiner
Finanzkommission überwiesen, die vom Bundesrat bis Ende 1998 ein
Anschlussprogramm zur Beseitigung des strukturellen Defizites verlangt. Die Motion
setzt ausschliesslich auf ausgabenseitige Massnahmen und verlangt in erster Linie eine
Verminderung der laufenden Ausgaben durch eine Vereinfachung der
Verwaltungsorganisation und von Normen und Standards sowie eine Reform des
Finanzausgleichs und Teilprivatisierungen. Der Ständerat folgte der grossen Kammer
entgegen dem Willen des Bundesrates oppositionslos. 14

MOTION
DATE: 15.03.1995
EVA MÜLLER

Zwei Motionen Graber (lp, NE) (Mo. 94.3429) und Columberg (cvp, GR) (Mo. 94.3472),
die verlangten, im Rahmen der Massnahmen zur Sanierung des Bundeshaushaltes auch
den Abbau der gesetzlichen Vorgaben zu prüfen, wurden nach dem Nationalrat auch
vom Ständerat überwiesen. 15

MOTION
DATE: 07.06.1995
EVA MÜLLER

Noch bevor das dritte Sanierungsprogramm für die Bundesfinanzen verabschiedet
wurde, verpflichtete der Ständerat den Bundesrat gegen dessen Willen per Motion
seiner Finanzkommission (Mo. 95.3073) einstimmig dazu, bis Mitte 1996 ein viertes
Sanierungsprogramm vorzulegen. Dieses soll bis zum Jahr 2000 eine
Ausgabenreduktion von wenigstens 80% des strukturellen Defizits, mindestens aber von
CHF 2.5 Mrd. durch die Neustrukturierung, den Abbau und den Verzicht auf
Staatsaufgaben bringen, wobei jedes Departement einen Beitrag von in der Regel 3%
des Haushaltsvolumens leisten soll. Der Motionstext nahm die bereits in anderen
Vorstössen geäusserte Forderung einer verfassungsmässigen Schranke auf, die ab dem
Jahr 2001 ein Wachstum der Staatsausgaben, das über das Wachstum des
Bruttoinlandprodukts hinausgeht, verhindern soll. Der Nationalrat, der vorläufig auf
punktuelle Sanierungsmassnahmen verzichten will, überwies die Motion in der
Herbstsession aber lediglich als Postulat. 16

MOTION
DATE: 27.09.1995
EVA MÜLLER

Eine Motion der liberalen Fraktion (Mo. 94.3559), die zu Beginn jeder Session eine
Übersicht über alle neuen Stellen und Ausgaben forderte, die mit den traktandierten
Geschäften in Zusammenhang stehen, wurde gegen den Willen von Bundesrat Stich von
beiden Räten überwiesen. Eine weitere Motion der Liberalen (Mo. 93.3580), die den
Bundesrat aufforderte, im Voranschlag 1995 für jede einzelne Rubrik die gesetzlichen
oder verfassungsmässigen Grundlagen anzugeben und alle Ausgaben zu streichen, die
einer derartigen Grundlage entbehren, war zum Zeitpunkt ihrer Behandlung überholt
und wurde nur als Postulat überwiesen. 17

MOTION
DATE: 05.10.1995
EVA MÜLLER

Noch weiter als die nationalrätliche Finanzkommission ging eine Motion Blocher (svp,
ZH), die das Bundesbudget über Minderausgaben innerhalb von nur zwei Jahren
ausgleichen und ab 1999 mit dem Schuldenabbau beginnen wollte. Neben der SVP
unterstützte jedoch lediglich die FP den Vorstoss; mit 130:38 Stimmen wurde die vom
Bundesrat als «Rosskur» bezeichnete Motion vom Nationalrat abgelehnt. 18

MOTION
DATE: 10.06.1996
EVA MÜLLER
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Der Nationalrat wünschte mehr Tempo bei der Haushaltsanierung als der Bundesrat.
Im Rahmen der Beratungen des Legislaturfinanzplans 1997-1999 stimmte er mit 113:55
Stimmen einer Richtlinien-Motion (Mo. 96.3181) seiner Finanzkommission zu, die für
1997-2000 eine Beschränkung des Ausgabenwachstums auf durchschnittlich maximal
die Hälfte der Teuerung pro Jahr und den Ausgleich der Staatsrechnung bereits im
Jahre 2000 fordert. Unter anderem sollte der Personalaufwand um 5% reduziert
werden. Als Zweitrat lehnte der Ständerat die Motion mit 28:8 Stimmen aber ab, da das
rasche Sanierungstempo unrealistisch sei. Er unterstützte stattdessen den Bundesrat
auf seinem eingeschlagenen Kurs und hiess mit 31:4 Stimmen eine Motion seiner
Spezialkommission (Mo. 96.3257) gut, die bis Ende 1997 ein striktes
Ausgabenmoratorium und die Beseitigung des Haushaltdefizits bis spätestens im Jahr
2001 vorschreibt sowie keine zusätzlichen Abgaben und Lohnprozente - mit Ausnahme
der AHV und der Infrastrukturprojekte - zulässt. Der Nationalrat überwies den Vorstoss
ebenfalls, womit die im Legislaturfinanzplan festgehaltenen Massnahmen zur
verbindlichen Forderung des Parlamentes wurden. 19

MOTION
DATE: 24.09.1996
EVA MÜLLER

Eine Motion Moser (fp, AG), die forderte, dass neue kostenverursachende
Gesetzesvorlagen und Bundesbeschlüsse von der Bundesversammlung nur behandelt
werden dürfen, wenn zugleich ein Finanzierungsnachweis erbracht wird, wurde vom
Nationalrat mit 36:55 Stimmen abgelehnt. 20

MOTION
DATE: 24.09.1996
EVA MÜLLER

Die liberale Fraktion beklagte in einer Motion den Mangel an Möglichkeiten, das
Bundesdefizit wirklich zu reduzieren, da ein Grossteil der Ausgaben gesetzlich
gebunden sind. Sie beauftragte den Bundesrat, Erlasse in seinem Kompetenzbereich zu
ändern und dem Parlament Vorschläge zu Gesetzesrevisionen zu unterbreiten, die es
erlauben, die Ausgaben um insgesamt CHF 2 Mrd. zu senken. Der Nationalrat überwies
die Motion als Postulat. 21

MOTION
DATE: 20.03.1998
URS BEER

Die Legislaturplanungs-Kommission des Nationalrates forderte mit zwei weiteren
Motionen eine Reduktion der Steuerquote auf 10% anzustreben, wobei sich die
Staatsquote tendenziell der Steuerquote anzunähern habe und die Bundesschuld
mittelfristig reduziert werden müsse, sowie eine antizyklische Ausrichtung der
Ausgabenpolitik des Bundes mit dem Ziel, die Schulden zu reduzieren und die Steuern
zu senken (Mo. 00.3230). Der erste Vorstoss fand im Nationalrat Zustimmung, wurde
aber vom Ständerat in ein Postulat beider Räte umgewandelt. Die zweite Motion wurde
auf Antrag des Bundesrates abgelehnt.  Eine Motion des Wallisers Antille (fdp) 00.3136)
zur Reduktion der Bundesschuld wurde in der Herbstsession abgeschrieben. Eine
Motion Mathys (svp, AG) (Mo. 00.3451) zur Senkung der Bundesschuld um 30% wurde
vom Nationalrat diskussionslos abgelehnt. 22

MOTION
DATE: 15.12.2000
DANIEL BRÄNDLI

Als Postulat überwiesen wurde eine Motion Rossini (sp, VS), die mehr Transparenz in der
Statistik der öffentlichen Finanzen gefordert hatte. Der Bundesrat wies auf die
laufende Revision der Finanzstatistik hin, die unter anderem Parallelerhebungen
verhindern soll und eine Harmonisierung mit der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung
anstrebt. 23

MOTION
DATE: 15.12.2000
DANIEL BRÄNDLI

Der Ständerat überwies eine Motion der FK-NR (Mo. 01.3678), die das
Ausgabenwachstum im Finanzplan 2003-2005 von nominell 4,1% auf 3,3% senken will,
um die Ausgaben zu stabilisieren, nur als Postulat. Das Anliegen sei zwar berechtigt,
aber realpolitisch nicht umsetzbar; die Schuldenbremse gehe vor. Gegen den Antrag
des Bundesrats überwies der Rat auch eine Motion Merz (fdp, AR), welche die Regierung
beauftragt, den Voranschlag 2004 und den Finanzplan 2005-2007 so zu gestalten, dass
das Wachstum der Gesamtausgaben gegenüber dem Voranschlag 2003 auf die
durchschnittlich erwartete Teuerung beschränkt bleibt. Zudem soll der Bundesrat
weitergehende ausgabenseitige Entlastungsmassnahmen aufzeigen. Bundesrat Villiger
erklärte, dass bei der Erarbeitung von Voranschlag und Finanzplan nicht nur die
Schuldenbremsenkonformität im Vordergrund stehe. Der Bundesrat wolle auch den
finanzpolitischen Spielraum sicherstellen. Die Kosten, die im AHV- und IV-Bereich
unweigerlich anstehen, seien jedoch derart hoch, dass sie nicht durch Einsparungen in
anderen Bereichen kompensiert werden können. Deshalb seien die Forderungen der

MOTION
DATE: 10.12.2002
MAGDALENA BERNATH
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Motion nicht realistisch. 24

Gegen den Antrag des Bundesrates überwies der Nationalrat im Frühling eine Motion
Walker (cvp, SG), welche die Regierung beauftragt, den Voranschlag 2004 und den
Finanzplan 2005-2007 so zu gestalten, dass das Wachstum der Gesamtausgaben
gegenüber dem Voranschlag 2003 auf die durchschnittlich erwartete Teuerung
beschränkt bleibt; der Ständerat hatte im Vorjahr bereits einer gleich lautenden Motion
Merz (fdp, AR) (Mo. 02.3573) zugestimmt. Finanzminister Villiger erklärte in seiner
Antwort auf eine diesbezügliche dringliche einfache Anfrage von Anita Fetz (sp, BS)
(Anfrage 03.1014), es wäre eine jährliche Kürzung der geplanten Ausgaben um 7 Mia Fr.
nötig, um die Vorgaben des Vorstosses zu erfüllen. Die damit verbundenen Eingriffe in
die staatliche Aufgabenerfüllung wären weder sachlich vertretbar noch politisch
umsetzbar. Um den Bundeshaushalt langfristig zu sanieren, plane der Bundesrat vorerst
ein Entlastungsprogramm von 2 Mia. Fr. Da die WAK-NR nicht bereit war, die
Inkraftsetzung der Ehepaar- und Familienbesteuerung zeitlich zu verschieben, seien
zusätzliche Einsparungen von 1,5 Mia. bei den Ausgaben nötig. Der Bundesrat halte sich
jedoch die Möglichkeit offen, allenfalls auch einnahmenseitige Massnahmen
vorzuschlagen, so die Einführung einer Bundeserbschafts- und -schenkungssteuer, die
Erhöhung der Mehrwertsteuer und die Schliessung von Steuerlücken in verschiedenen
Bereichen. Die Diskussion der gleich lautenden Motion der FDP-Fraktion (Mo. 02.3442)
wurde verschoben. 25

MOTION
DATE: 21.03.2003
MAGDALENA BERNATH

Im Sommer lehnte der Nationalrat eine Motion seiner Finanzkommission ab, welche die
Kreditsperre für die Ausgaben des laufenden Jahres von 1% auf 2% erhöhen wollte.
Gemäss Bundesrat Villiger hätte dies bedeutet, dass zusätzlich zu den geplanten
Sparmassnahmen im zweiten Halbjahr 2003 noch 90 Mio Fr. hätten eingespart werden
müssen. 26

MOTION
DATE: 10.06.2003
MAGDALENA BERNATH

Mit einer Motion verlangte Ständerat Epiney (cvp, VS) (Mo. 02.3736) vom Bundesrat eine
umfassende Überprüfung der Bundesaufgaben. Analog zur NFA-Kommission soll eine
Spezialkommission erstens Vorschläge zu einer allgemeinen Reform der
Bundesaufgaben basierend auf den Kriterien Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit
unterbreiten, zweitens das Problem der permanenten Überlastung des Bundes und
seiner Institutionen analysieren und drittens für jedes neue Investitionsvorhaben ein
Spezialbudget vorlegen. Die ersten beiden Punkte des Vorstosses wurden überwiesen,
der dritte abgelehnt; der Bundesrat hatte die ersten Punkte nur in Postulatsform
entgegen nehmen wollen. Auf Antrag des Bundesrates überwies der Ständerat eine
Motion Schweiger (fdp, ZG) (Mo. 03.3345) als Postulat, welches die Regierung
beauftragt, in vierzig Punkten eine Reihe von Reformen in den verschiedensten
Politikbereichen (Gesundheit, soziale Wohlfahrt, Verkehr, Landesverteidigung etc.)
voranzutreiben. Die Absicht des Motionärs war, den Bundesrat dazu zu bewegen, dem
Parlament eine Auswahlmöglichkeit bei den Sparvorschlägen zu bieten. Bundesrat
Villiger entgegnete, dass er dies gerne tun würde, doch sehe er kein grösseres
Sparpotenzial. Der Rat überwies auch ein Postulat Bürgi (svp, TG) (Mo. 03.3348), das die
finanzpolitische Prüfung von längerfristigen Reformen in elf Bereichen anregte. Im
Anschluss an die Debatte zum Entlastungsprogramm 2003 überwies das Parlament eine
Motion der Spezialkommission-NR (Mo. 03.3435) als Postulat beider Räte, welches ein
weiteres Sanierungsprogramm fordert; die Diskussion einer Motion der SVP-Fraktion
(Mo. 03.3495), die ein Sanierungspaket mit einer Aufgabenverzichtsplanung und einer
Ausgabenreduktion von mindestens 2,5 Mia Fr. bis Ende 2004 verlangt, wurde
verschoben. 27

MOTION
DATE: 19.12.2003
MAGDALENA BERNATH

Während des laufenden Jahres behandelten die Räte mehrere Vorstösse, welche eine
Aufgabenverzichtsplanung verlangten: In der Sommersession lehnte der Nationalrat
eine von Ständerat Epiney (cvp, VS) (Mo. 02.3736) eingereichte Motion, welche eine
umfassende Überprüfung der Bundesaufgaben verlangte, ab, da mit den
Entlastungsprogrammen 2003 und 2004 bereits entsprechende Schritte eingeleitet
seien. Auf Antrag des Bundesrates überwies er drei gleichlautende Motionen der SVP-,
CVP- und FDP-Fraktion (Mo. 02.3444, Mo. 02.3443, Mo. 02.3442)  als Postulate, welche
eine schuldenbremsenkonforme Finanzplanung ohne Steuererhöhungen, eine
Verzichtsplanung sowie eine Beschränkung des Ausgabenwachstums auf das

MOTION
DATE: 27.09.2004
MAGDALENA BERNATH
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Wirtschaftswachstum forderten und stimmte der Umwandlung einer weiteren Motion
der FDP-Fraktion (Mo. 02.3560) in ein Postulat zu, das die Kürzung der Ausgaben
verlangte. In der Herbstsession nahm der Nationalrat eine Motion der CVP-Fraktion
(Mo. 03.3311) an, welche die Überprüfung von Aufgaben und Leistungen des Bundes und
der Strukturen der Bundesverwaltung sowie die Durchforstung der Rechtserlasse
forderte. Der Bundesrat hatte diesen Vorstoss lediglich in Postulatsform
entgegennehmen wollen. 28

Im Anschluss an die Budgetdebatte überwies das Parlament eine Motion der FK-NR,
welche den Bundesrat beauftragte, die Normen und Standards der allgemeinen
Bundesverwaltung im Bereich Bauten, Raumbewirtschaftung, Logistik und
Informationstechnologie in allen Departementen durchzusetzen. Zwei weitere
Vorstösse der Kommission stiessen beim Nationalrat zwar auf Zustimmung, der
Ständerat lehnte sie jedoch auf Antrag des Bundesrats ab: Die erste Motion (Mo.
04.3615) forderte eine konkrete Aufgabenverzichtsplanung und Verwaltungsreform, um
mindestens ein ausgeglichenes Rechnungsergebnis zu erreichen. Der Ständerat verwarf
sie mit der Begründung, dass nur noch das Finanzplanjahr 2006 einen negativen
Abschluss aufzeige, 2007 und 2008 gingen von schwarzen Zahlen aus. Um auch für
2006 einen ausgeglichenen Abschluss zu erreichen, müsste parallel zum und
gleichzeitig mit dem Entlastungsprogramm 2004 (EP 04) mit einem Umfang von 2 Mia
Fr. ein weiteres Sanierungsprogramm in der Grössenordnung von rund 800 Mio Fr.
konzipiert und mit Gesetzesänderungen im Hinblick auf das Jahr 2006 umgesetzt
werden. Ein derart drastisches Vorgehen – zwei Sanierungsprogramme gleichzeitig
nebeneinander – sei nicht nur nicht machbar, sondern gefährde das EP 04. Die zweite
vom Ständerat verworfene Motion (Mo. 04.3617) verlangte, die im Generalsekretariat
des UVEK unter der Rubrik „Dienst für besondere Aufgaben“ anfallenden, von den
Bestellern nicht vollständig abgegoltenen Kosten bezüglich des Kostendeckungsgrades,
der Transparenz und der Departementszuordnung zu überprüfen und entsprechende
Anpassungen im Budget 2006 vorzunehmen. Der Nationalrat überwies zudem
diskussionslos ein Postulat der FDP-Fraktion (Po. 04.3445), welches vom Bundesrat die
Gewährleistung der Kostentransparenz für staatliche Leistungen forderte. 29

MOTION
DATE: 08.12.2004
MAGDALENA BERNATH

Gegen den Willen des Bundesrates stimmte der Ständerat in der Frühlingssession einer
Motion Lauri (svp BE) zu, welche verlangt, den Einnahmenschätzungen für Budget und
Finanzplan realistisch-konservative Annahmen zugrunde zu legen, da die
Einschätzungen in den vergangenen Jahren zu optimistisch ausgefallen seien. Der
Nationalrat lehnte den Vorstoss ab. 30

MOTION
DATE: 09.06.2005
MAGDALENA BERNATH

Diskussionslos stimmte der Nationalrat einer Motion der FDP-Fraktion zu, welche den
Bundesrat auffordert, die Synergie- und Rationalisierungspotenziale in der
Bundesverwaltung als Folge der vom Volk angenommenen NFA aufzuzeigen und einen
Bericht über den Zeitplan der Realisierung der Effekte auf Budget und Personal zu
erstellen. 31

MOTION
DATE: 17.06.2005
MAGDALENA BERNATH

In der Frühlingssession nahm die kleine Kammer eine im Vorjahr bereits vom
Nationalrat gebilligte Motion der CVP-Fraktion (Mo. 03.3311) an, welche die
Überprüfung von Aufgaben und Leistungen des Bundes und der Strukturen der
Bundesverwaltung sowie die Durchforstung der Rechtserlasse forderte. Das Parlament
überwies auch eine Motion von Ständerat Altherr (fdp, AR) (Mo. 04.3811) und eine in die
gleiche Richtung zielende Motion von Nationalrat Favre (fdp, VD) (Mo. 04.3810), welche
eine detaillierte Erfassung der Aufgaben und Aufträge der Bundesverwaltung und deren
Kosten verlangten und, unter Einbezug der Kantone, die Benennung der Schwerpunkte
künftiger Staatstätigkeit. Um zu verhindern, dass der Bundeshaushalt in den
kommenden Jahren wieder aus dem Ruder läuft, stimmten die Räte einer Motion
Schweiger (fdp, ZG) (Mo. 04.3518) zu, gemäss der die Ausgaben 2008 den Voranschlag
2004 um maximal 3 Mia Fr. überschreiten dürfen, wobei die Mehrausgaben so weit wie
möglich für wachstumspolitisch sinnvolle Aufgaben einzusetzen sind. Finanzminister
Merz appellierte an das Parlament, zur Umsetzung konsequent Hand zu bieten. In der
Wintersession überwies der Ständerat schliesslich eine Motion Lauri (svp, BE) (Mo.
05.3287) , welche von der Regierung verlangt, die finanzpolitisch prioritären
Strukturreformen so zu gestalten, dass sich die Mehrausgaben unter Berücksichtigung

MOTION
DATE: 08.12.2005
MAGDALENA BERNATH
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der Konjunktur möglichst auf die Teuerung beschränken. Die Reformen sollen sich vor
allem auf die Bereiche Verkehr, Bildung, Soziales und Landwirtschaft konzentrieren.
Ausführlich debattiert, aber mit 18:13 Stimmen abgelehnt wurde ein Postulat
Sommaruga (sp, BE) (Po. 05.3597), das als „Gegenrecht“ zur Schuldenbremse auf der
Ausgabenseite ein Gesetz zur Gegenfinanzierung von Steuersenkungen anregte. 32

Im Zusammenhang mit dem EP 04 behandelte das Parlament eine Reihe von
Vorstössen: Überwiesen wurden zwei Motionen der Spezialkommission des
Nationalrats: Die erste (Mo. 05.3223; siehe dazu auch hier) ermöglichte es dem
Schweizerischen Nationalfonds (SNF) wieder, einen jährlichen Reservebetrag von 50
Mio Fr. für langjährige Projekte mit starker ausländischer Forscherbeteiligung
vorzusehen; die Massnahmen des EP 04 hatten eine Änderung der bisherigen
Verbuchungspraxis verlangt, die es dem SNF nicht mehr erlaubten, Rückstellungen in
dieser Grössenordnung zu tätigen. Das zweite Begehren (Mo. 05.3228; siehe dazu auch
hier) verlangte von der Regierung, im Rahmen der bevorstehenden Verwaltungsreform
eine Zusammenführung der Bundesämter für wirtschaftliche Landesversorgung, für
Landwirtschaft, für Veterinärwesen sowie der Eidg. Forstdirektion zu prüfen mit dem
Ziel, die Verwaltungskosten um mindestens 25% zu senken. Gegen die Stimmen der
Linken billigte der Nationalrat auch eine dritte Motion seiner Spezialkommission,
welche die Einnahmen aus der für den Strassenverkehr zweckgebundenen
Mineralölsteuer ab sofort ausschliesslich und nur gemäss den geltenden Bestimmungen
verwenden will. Da das EP 04 eine Etappierung vorsieht, lehnten beide Räte eine
Standesinitiative des Kantons Jura (St. Iv. 05.303) zur raschen Fertigstellung des
Nationalstrassennetzes ab. 33

MOTION
DATE: 15.12.2005
MAGDALENA BERNATH

Der Ständerat lehnte eine im Vorjahr vom Nationalrat gebilligte Motion der FDP-
Fraktion ab, welche den Bundesrat aufforderte, die Synergie- und
Rationalisierungspotenziale in der Bundesverwaltung als Folge der vom Volk
angenommenen NFA aufzuzeigen und einen Bericht über den Zeitplan der Realisierung
der Effekte auf Budget und Personal zu erstellen. Der Rat sah die Anliegen des
Vorstosses in der zweiten Botschaft des Bundesrates zur NFA im wesentlichen als erfüllt
an. 34

MOTION
DATE: 21.03.2006
MAGDALENA BERNATH

Der Nationalrat stimmte einer im Vorjahr vom Ständerat gebilligten Motion Lauri (svp,
BE) zu, welche von der Regierung verlangt, die finanzpolitisch prioritären
Strukturreformen so zu gestalten, dass sich die Mehrausgaben unter Berücksichtigung
der Konjunktur möglichst auf die Teuerung beschränken. Die Reformen sollen sich vor
allem auf die Bereiche Verkehr, Bildung, Soziales und Landwirtschaft konzentrieren. 35

MOTION
DATE: 21.06.2006
MAGDALENA BERNATH

Der Nationalrat Markus Hutter (fdp, ZH) reichte zwei Motionen zum Thema
Schuldenbremsenkonformität ein. Die erste der beiden wollte, dass im Falle von im
Parlament nicht schuldenbremsenkonform verabschiedeten Budgets der Bundesrat die
budgetierten Zusagen so weit reduziert, bis die Schuldenbremse wieder eingehalten
werden kann. Der Bundesrat lehnte dies mit der Begründung ab, dass es nicht angehe,
im Falle eines durch das Parlament nicht schuldenbremsenkonform verabschiedeten
Voranschlags die Budgethoheit an den Bundesrat zu delegieren. Der Nationalrat sprach
sich gegen die Motion aus. Die zweite Motion (Mo. 03.3770) verlangte vom Bundesrat,
keine Frühpensionierungen beim Bundespersonal auf Staatskosten mehr vorzunehmen,
sofern die Haushaltsführung des Bundes nicht schuldenbremsenkonform ausgestaltet
ist. Auch diese Motion wurde knapp mit 80 zu 91 Stimmen abgelehnt. 36

MOTION
DATE: 12.03.2007
LINDA ROHRER

Eine Motion Kiener Nellen (sp, BE) forderte den Bundesrat auf, zu Beginn jeder Session
eine Übersicht über behandelte Geschäfte mit Auswirkungen auf den Steuerertrag von
Bund und Kantonen zu publizieren. Nur mit einer solchen Übersicht könne genügend
Transparenz in Bezug auf die zahlreichen Steuervorhaben hergestellt werden. Sowohl
der Ständerat als auch der Nationalrat nahmen die Motion gemäss Empfehlung des
Bundesrates an. 37

MOTION
DATE: 01.10.2007
LINDA ROHRER
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Die SVP-Fraktion hatte 2005 eine Motion eingereicht mit dem Auftrag an den
Bundesrat, ein umfassendes Konzept zur Sanierung der Bundesschulden vorzulegen.
Die ursprüngliche Behandlungsfrist von Ende 2006 wurde vom Nationalrat verlängert,
der der Motion im März 2009 knapp mit 92 zu 90 Stimmen zustimmte. Im Ständerat
hingegen herrschte die Meinung vor, dass das Verfallsdatum dieser Motion
überschritten war; er lehnte sie deutlich ab. 38

MOTION
DATE: 27.05.2009
NATHALIE GIGER

Um diese Stossrichtung zu untermauern, überwiesen die beiden Räte gegen den Antrag
des Bundesrates eine Motion der nationalrätlichen Finanzkommission, welche die
Landeregierung beauftragte, die Aufgabenüberprüfung fortzusetzen. Dadurch soll der
Bundeshaushalt längerfristig substanziell entlastet werden. Der Ständerat nahm am
Motionstext geringfügige Modifikationen vor, die den Bedürfnissen des Bundesrates
zumindest teilweise entgegen kamen. 39

MOTION
DATE: 20.12.2011
LAURENT BERNHARD

In einer Motion verlangte die SVP-Fraktion im Juni 2020 ein Aufgaben- und
Ausgabenmoratorium während fünf Jahren. Demnach sollte der Bundesrat dem
Parlament während mindestens fünf Jahren keine Erlassentwürfe zur Übernahme oder
Erweiterung von Aufgaben durch Bund und Kantone oder zur Schaffung oder Erhöhung
von Ausgabenposten (mit Ausnahme eines Teuerungsausgleichs) präsentieren, ausser er
integriere im Erlassentwurf «mindestens gleichwertige Entlastungsmassnahmen».
Dieses Moratorium sollte gemäss SVP-Fraktion jedoch nur den Bundesrat betreffen,
nicht aber das Parlament. Dieses sollte auch weiterhin Erlassentwürfe ausarbeiten
dürfen. Als Begründung für ihren Vorstoss verwies die Fraktion auf die hohen Ausgaben
im Rahmen der Covid-19-Pandemie, die den Handlungsspielraum des Bundes stark
eingeschränkt hätten. Der Bundesrat warnte davor, dass ein Ausgabenwachstum
unterhalb der Teuerung «wesentliche Ausgabenkürzungen zur Folge» hätte und dass
die auf Gesetzes- oder Verfassungsebene geregelten Ausgaben nicht kurzfristig
plafoniert werden könnten. Relevant sowohl für Ausgaben als auch Einnahmen des
Bundes sei denn auch nicht die Teuerung, sondern das nominale BIP. Im Juni 2022
sprach sich der Nationalrat mit 134 zu 49 Stimmen – letztere stammten von der
geschlossen stimmenden SVP-Fraktion – gegen die Motion aus, die damit erledigt
war. 40

MOTION
DATE: 10.06.2020
ANJA HEIDELBERGER

Nachdem die Motion Hegglin (mitte, ZG) für eine verbesserte Finanzplanung und
-steuerung beim Bund in der Herbstsession 2022 der FK-SR zur Vorberatung
zugewiesen worden war, empfahl diese die Motion im November 2022 mit 5 zu 0
Stimmen (bei 4 Enthaltungen) zur Annahme. Die Kommission teilte die Ansicht des
Motionärs, dass die bestehenden Finanzplanungsinstrumente nur eine kurzfristige oder
sehr langfristige, jedoch keine mittelfristige Perspektive mit einem Zeithorizont von 10
bis 15 Jahren erlaubten. Die Motion verpflichte den Bundesrat zudem neu zur Schaffung
von Korrekturmassnahmen bei einer Verschlechterung der Finanzaussichten. Eine
Kommissionsminderheit sah in der Motion hingegen keinen Mehrwert, da die
entsprechenden Instrumente bereits vorhanden seien. Letztere Ansicht teilte nicht nur
der Bundesrat, sondern wohl auch die Mehrheit des Ständerats, der den Vorstoss in der
Wintersession 2022 mit 22 zu 16 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) ablehnte. 41

MOTION
DATE: 14.12.2022
ANJA HEIDELBERGER

Budget

Von drei Motionen Graber (lp, NE) (Mo. 94.3429), Columberg (cvp, GR) (Mo. 94.3472)
und der liberalen Fraktion (Mo. 93.3568), die den Bundesrat ersuchten, dem Parlament
Vorschläge für einen Abbau der gesetzlichen Vorgaben und der Detailschriften zu
unterbreiten, um so ebenfalls Ausgaben zu bremsen, wurden die beiden ersten im
Berichtsjahr vom Nationalrat, diejenigen der liberalen Fraktion von beiden Kammern
überwiesen. 42

MOTION
DATE: 16.12.1994
EVA MÜLLER
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Politique sociale

Assurances sociales

Assurance-chômage

Relativ deutlich überwies der Ständerat eine Motion Brändli (svp, GR), welche
Sofortmassnahmen zur Sanierung der ALV verlangte. In der Begründung schlug der
Motionär eine ganze Reihe einschneidender Massnahmen vor, so etwa eine generelle
Kürzung der Bezugsdauer von Leistungen, eine Reduktion der Anfangsleistungen bei
kurzer Beitragsdauer bis auf 50%, eine Degression der Leistungen für Personen ohne
Unterstützungspflichten bis auf das Existenzminimum, eine Verschärfung des
Zumutbarkeitsbegriffs sowie eine Beschränkung der Leistungen bei Doppelverdienern.
Die Massnahmen sollten zwar sozialverträglich sein, die Leistungen aber vermehrt nach
dem Bedarfsprinzip bemessen werden. In der heftig geführten Debatte stiessen diese
Vorschläge auf vehemente Opposition der Ratslinken. Ständerat Onken (sp, TG) meinte,
dies sei eine unsäglich einseitige und verhängnisvolle Stossrichtung. Kein Wort werde
über Arbeitgeber verloren, die teilweise vorschnell Leute entliessen und damit die hohe
Arbeitslosigkeit mitverursachten; zudem werde nichts gesagt über Missbräuche auf
Arbeitgeberseite beispielsweise bei der Kurzarbeit und der
Schlechtwetterentschädigung. Die Motion fand aber auch auf freisinniger Seite nicht
ungeteilte Zustimmung. Bundesrat Delamuraz erinnerte daran, dass die als
sozialpartnerschaftlicher Kompromiss hart erarbeitete ALV-Revision erst seit kurzer
Zeit (18 bzw. 6 Monate) in Kraft sei. Es gehe nicht an, bereits wieder am Gesetz zu
flicken, bevor dieses voll umgesetzt und in seinen Wirkungen evaluiert worden sei. Sein
Appell, die Motion lediglich in der Postulatsform zu überweisen, verhallte angesichts
der Finanzierungsprobleme der ALV allerdings ungehört. Insbesondere das Argument
von Ständerätin Spoerry (fdp, ZH), ein nicht finanziertes Sozialwerk sei kein soziales
Werk, vermochte 26 Ratsmitglieder hinter sich zu scharen; lediglich 8 sprachen sich
gegen die Motion aus. 43

MOTION
DATE: 17.06.1997
MARIANNE BENTELI

Beide Kammern verabschiedeten in der Wintersession zwei gleichlautende Motionen
ihrer Finanzkommissionen (Mo. 97.3551), mit denen der Bundesrat beauftragt wurde,
unverzüglich eine Vorlage zur Sanierung der Arbeitslosenversicherung vorzulegen. Der
Bundesrat beantragte vergebens Umwandlung in ein Postulat. Er führte aus, zwei
mögliche Sanierungskonzepte seien als Vorschläge in die Konsensgespräche zur
Schnürung eines Stabilisierungspakets im Rahmen des "Haushaltsziels 2001"
eingegeben worden, weshalb er sich im jetzigen Zeitpunkt nicht die Hände binden
lassen möchte. Die Motion wurde im Ständerat mit 28 zu 6 Stimmen und im Nationalrat
mit 93 zu 58 Stimmen verabschiedet. 44

MOTION
DATE: 16.12.1997
MARIANNE BENTELI

1) AB NR, 2018, S. 226 f.
2) AB SR, 2018, S. 469 f.
3) Medienmitteilung FK-NR vom 2.3.2020; Mo. 19.4393
4) AB NR, 2023, S. 746; Mo. 22.3717
5) AB NR, 2023, S. 749; Mo. 22.3957
6) BO CE, 2000, p. 652; BO CN, 2000, p. 753; LT, 2.5; TG, 12.8.00.
7) AB NR, 2017, S. 1111 ff.; Bericht EFV
8) AB SR, 2017, S. 655 f.; NZZ, 20.9.17
9) AB NR, 2018, S. 83 f.; NZZ, 1.3.18
10) AB NR, 2018, S. 79 ff.; NZZ, 1.3., 2.3.18
11) AB SR, 2018, S. 469; Kommissionsbericht FK-SR vom 26.3.18
12) AB SR, 2018, S. 467 ff.; Kommissionsbericht der FK-SR vom 26.3.18
13) AB NR, 1995, S. 319 ff.; AB NR, 1995, S. 600 f.
14) AB NR, 1995, S. 590 ff.; AB SR, 1995, S. 316 f.; BaZ, 15.3.95
15) AB SR, 1995, S. 490
16) AB NR, 1995, S. 1946 f.; AB SR, 1995, S. 228 ff.; Presse vom 10.3.95
17) AB NR, 1995, S. 317 ff.; AB NR, 1995, S. 578 f.; AB SR, 1995, S. 1042 f.
18) AB NR, 1996, S. 813 ff.; Presse vom 11.6.96
19) AB NR, 1996, S. 1522 ff.; AB NR, 1996, S. 812 f.; AB SR, 1996, S. 447 ff.; Presse vom 11.6.96; Bund, 19.6.96
20) AB NR, 1996, S. 1530 ff.
21) AB NR, 1998, S. 737 f.
22) AB NR, 2000, S. 1193; AB NR, 2000, S. 1599; AB NR, 2000, S. 777; AB SR, 2000, S. 658 f. AB NR, 2000, S. 1148 f.
23) AB NR, 2000, S. 1599
24) AB SR, 2002, S. 1210 ff.; AB SR, 2002, S. 88.
25) AB NR, 2003, S. 194 ff.; Presse vom 12.3.03; AB NR, 2003, S. 502 und Beilagen II, S. 66 ff.
26) AB NR, 2003, S. 916 ff.
27) AB NR, 2003, S. 1857 ff. und 2120; AB SR, 2003, S. 1125.; AB SR, 2003, S. 1082 ff.; AB SR, 2003, S. 64 ff.; Presse vom 6.3.03.
28) AB NR, 2004, S. 1419 f.; AB NR, 2004, S. 821 f.; AB NR, 2004, S. 981 ff.
29) AB NR, 2004, S. 1893 ff.; AB SR, 2004, S. 832 f.; AB NR, 2004, S. 2173 und Beilagen V, S. 220.
30) AB SR, 2005, S. 242 f.; AB NR, 2005, S. 732 ff.
31) AB NR, 2005, S. 950 und Beilagen II
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32) AB SR, 2005, S. 1074 ff.; AB SR, 2005, S. 1081 ff.; AB SR, 2005, S. 114 und Beilagen I, S. 13 ff.; AB SR, 2005, S. 243 ff. und
791; AB NR, 2005, S. 451 und 605 ff. sowie Beilagen I, S. 507.; AB SR, 2005, S. 243 ff.; AB NR, 2005, S. 1000 ff.
33) AB NR, 2005, S. 602, 604 f. und 605 sowie Beilagen II, S. 618; AB SR, 2005, S. 805 ff., 1038 und 1196. 
34) AB SR, 2006, S. 213 f.
35) AB NR, 2006, S. 1046 ff.
36) AB NR, 2007, S. 191 f.
37) AB NR, 2007, S. 1141; AB SR, 2007, S. 867 f.
38) AB NR, 2009, S. 217 f.; AB SR, 2009, S. 352 f.
39) AB NR, 2011, S. 783; AB SR, 2011, S.1231 ff.
40) AB NR, 2022, S. 1036 ff.
41) AB SR, 2022, S. 1312 ff.; Bericht FK-SR vom 15.11.22
42) AB NR, 1994, S. 2465; AB NR, 1994, S. 2466; AB NR, 1994, S. 591; AB SR, 1994, S. 854
43) Amtl. Bull. StR, 1997, S. 630 ff.; Referendum: Presse vom 18.6.97
44) Amtl. Bull. StR, 1997, S. 1224 ff.; Amtl. Bull. NR, 1997, S. 2517 und 2681 ff.
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